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Allgemeine Einkaufsbedingungen  

der Zimmermann Technische Federn GmbH 

(Stand: Juli 2024) 

General Terms and Conditions of Purchase 

of Zimmermann Technische Federn GmbH 

(Status: July 2024) 

 

1. Geltungsbereich, Form  

 Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbe-

dingungen (AEB) gelten für alle Ge-

schäftsbeziehungen zwischen der Zim-

mermann Technische Federn GmbH 

(nachfolgend auch „Besteller“) und den 

Geschäftspartnern sowie Lieferanten 

(nachfolgend auch „Lieferant“).  

 

 Die AEB gelten insbesondere für Verträge 

über den Verkauf und/oder die Lieferung 

beweglicher Sachen (nachfolgend auch 

„Ware“ genannt), ohne Rücksicht darauf, 

ob der Lieferant die Ware selbst herstellt 

oder bei Zulieferern einkauft. Sofern nichts 

anderes vereinbart ist, gelten die AEB in 

der zum Zeitpunkt der Bestellung des Be-

stellers gültigen bzw. jedenfalls in der dem 

Lieferanten zuletzt in Textform mitgeteilten 

Fassung als Rahmenvereinbarung auch 

für gleichartige künftige Verträge, ohne 

dass der Besteller in jedem Einzelfall wie-

der auf sie hinweisen müsste. 

 

 Diese AEB gelten ausschließlich. Abwei-

chende Regelungen des Lieferanten gel-

ten nicht, es sei denn, der Besteller hat 

dies ausdrücklich und in Schriftform bestä-

tigt. 

 

 Individuelle Vereinbarungen (etwa Rah-

menlieferverträge, Qualitätssicherungs-

vereinbarungen) und Angaben des Bestel-

lers haben Vorrang vor diesen AEB. Han-

delsklauseln sind im Zweifel gemäß den 

von der Internationalen Handelskammer in 

Paris (ICC) herausgegebenen Incoterms® 

in der bei Vertragsschluss gültigen Fas-

sung auszulegen. 

 

 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzei-

gen des Verkäufers in Bezug auf den Ver-

trag (bspw. Fristsetzung, Mahnung, 
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Rücktritt) sind schriftlich abzugeben. 

Schriftlichkeit in Sinne dieser AEB schließt 

Schriftform (§§ 126, 126a BGB) oder Text-

form (bspw. Brief, E-Mail, Telefax) ein. Ge-

setzliche Formvorschriften und weitere 

Nachweise insbesondere bei Zweifeln 

über die Legitimation des Erklärenden blei-

ben unberührt. 

 Die deutsche Fassung dieser Geschäfts-

bedingungen ist die allein maßgebliche. Im 

Falle von Widersprüchen zwischen der 

deutschen und der englischen Fassung 

hat daher die deutsche Fassung Vorrang.  

 

2. Vertragsschluss  

 Die Bestellung des Bestellers gilt mit 

schriftlicher Abgabe oder Bestätigung als 

verbindlich. Auf offensichtliche Irrtümer 

(bspw. Schreib- und Rechenfehler) und 

Unvollständigkeiten der Bestellung ein-

schließlich der Bestellunterlagen hat der 

Lieferant den Besteller zum Zwecke der 

Korrektur bzw. Vervollständigung vor An-

nahme hinzuweisen; ansonsten gilt der 

Vertrag als nicht geschlossen. 

 

 Der Lieferant ist gehalten, die Bestellung 

innerhalb einer Frist von 5 Werktagen 

schriftlich zu bestätigen oder insbesondere 

durch Versendung der Ware vorbehaltlos 

auszuführen (Annahme). 

 

 Eine verspätete Annahme gilt als neues 

Angebot und bedarf der Annahme durch 

den Besteller. 

 

3. Lieferzeit und Lieferverzug  

 Die vom Besteller in der Bestellung ange-

gebene Lieferzeit ist bindend. Wenn die 

Lieferzeit in der Bestellung nicht angege-

ben und auch nicht anderweitig vereinbart 

wurde, beträgt sie 2 bis 4 Wochen ab Ver-

tragsschluss. Nur nach individueller Ab-

sprache mit dem Besteller können die Lie-

ferzeiten für einige Produkte von der ge-

nannten Zeitspanne abweichen. Der Liefe-

rant ist verpflichtet, den Besteller unver-

züglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, 

wenn er vereinbarte Lieferzeiten – aus 
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welchen Gründen auch immer – voraus-

sichtlich nicht einhalten kann. 

 Erbringt der Lieferant seine Leistung nicht 

oder nicht innerhalb der vereinbarten Lie-

ferzeit oder kommt er in Verzug, so bestim-

men sich die Rechte des Bestellers – ins-

besondere auf Rücktritt und Schadenser-

satz – nach den gesetzlichen Vorschriften. 

Die Regelungen in Ziffer 3.3 bleiben unbe-

rührt. 

 

 Ist der Lieferant in Verzug, kann der Be-

steller – neben weitergehenden gesetzli-

chen Ansprüchen – pauschalierten Ersatz 

seines Verzugsschadens in Höhe von 1% 

des Nettopreises pro vollendete Kalender-

woche verlangen, insgesamt jedoch nicht 

mehr als 5% des Nettopreises, der verspä-

tet gelieferten Ware. Dem Besteller bleibt 

der Nachweis vorbehalten, dass ein höhe-

rer Schaden entstanden ist. Dem Lieferan-

ten bleibt der Nachweis vorbehalten, dass 

überhaupt kein oder nur ein wesentlich ge-

ringerer Schaden entstanden ist. 

 

4. Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, 

Annahmeverzug 

 

 Der Lieferant ist ohne vorherige schriftliche 

Zustimmung nicht berechtigt, die von ihm 

geschuldete Leistung durch Dritte (bspw. 

Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der 

Lieferant trägt das Beschaffungsrisiko für 

seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall 

etwas anderes vereinbart ist (bspw. Be-

schränkung auf Vorrat). 

 

 Die Lieferung erfolgt innerhalb Deutsch-

lands „frei Haus“ an den in der Bestellung 

angegebenen Ort. Ist der Bestimmungsort 

nicht angegeben und nichts anderes ver-

einbart, so hat die Lieferung an die Ge-

schäftsanschrift des Bestellers zu erfolgen. 

Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der 

Erfüllungsort für die Lieferung und eine et-

waige Nacherfüllung (Bringschuld). 

 

 Der Lieferung ist ein Lieferschein unter An-

gabe von Datum (Ausstellung und Ver-

sand), Inhalt der Lieferung (Artikelnummer 
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und Anzahl) sowie der Bestellkennung 

(Datum und Nummer) beizulegen. Fehlt 

der Lieferschein oder ist er unvollständig, 

so hat der Besteller hieraus resultierende 

Verzögerungen der Bearbeitung und Be-

zahlung nicht zu vertreten. Getrennt vom 

Lieferschein ist dem Besteller eine ent-

sprechende Versandanzeige mit dem glei-

chen Inhalt zuzusenden. 

 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und 

der zufälligen Verschlechterung der Sache 

geht mit Übergabe am Erfüllungsort auf 

den Besteller über. Soweit eine Abnahme 

vereinbart ist, ist diese für den Gefahrüber-

gang maßgebend. Auch im Übrigen gelten 

bei einer Abnahme die gesetzlichen Vor-

schriften des Werkvertragsrechts entspre-

chend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht 

es gleich, wenn sich der Besteller im An-

nahmeverzug befindet. 

 

 Für den Eintritt des Annahmeverzuges des 

Bestellers gelten die gesetzlichen Vor-

schriften. Der Lieferant muss dem Bestel-

ler seine Leistung aber auch dann aus-

drücklich anbieten, wenn für eine Hand-

lung oder Mitwirkung des Bestellers (bspw. 

Beistellung von Material) eine bestimmte 

oder bestimmbare Kalenderzeit vereinbart 

ist. Gerät der Besteller in Annahmeverzug, 

so kann der Lieferant nach den gesetzli-

chen Vorschriften Ersatz seiner Mehrauf-

wendungen verlangen. Betrifft der Vertrag 

eine vom Lieferanten herzustellende, un-

vertretbare Sache (Einzelanfertigung), so 

stehen dem Lieferanten weitergehende 

Rechte nur zu, wenn der Besteller zur Mit-

wirkung verpflichtet ist und das Unterblei-

ben der Mitwirkung zu vertreten hat. 

 

5. Preise und Zahlungsbedingungen  

 Der in der Bestellung angegebene Preis ist 

bindend. Alle Preise verstehen sich ein-

schließlich gesetzlicher Umsatzsteuer, 

wenn diese nicht gesondert ausgewiesen 

ist. 

 

 Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes 

vereinbart ist, schließt der Preis alle 
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Leistungen und Nebenleistungen des Ver-

käufers (bspw. Montage, Einbau) sowie 

alle Nebenkosten (bspw. Verpackung, 

Transportkosten einschließlich eventueller 

Transport- und Haftpflichtversicherung) 

ein. 

 Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 

Kalendertagen ab vollständiger Lieferung 

und Leistung (einschließlich einer ggf. ver-

einbarten Abnahme) sowie Zugang einer 

ordnungsgemäßen Rechnung zur Zahlung 

fällig. Wenn der Besteller die Zahlung in-

nerhalb von 14 Kalendertagen leistet, ge-

währt der Lieferant 3% Skonto auf den 

Nettobetrag der Rechnung. Bei Banküber-

weisung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt, 

wenn der Überweisungsauftrag vor Ablauf 

der Zahlungsfrist bei der Bank des Bestel-

lers eingeht; für Verzögerungen durch die 

am Zahlungsvorgang beteiligten Banken 

ist nicht der Besteller verantwortlich. 

 

 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungs-

rechte sowie die Einrede des nicht erfüllten 

Vertrages stehen dem Besteller in gesetz-

lichem Umfang zu. Der Besteller ist insbe-

sondere berechtigt, fällige Zahlungen zu-

rückzuhalten, solange dem Besteller noch 

Ansprüche aus unvollständigen oder man-

gelhaften Leistungen gegen den Lieferan-

ten zustehen. 

 

 Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder 

Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechts-

kräftig festgestellter oder unbestrittener 

Gegenforderungen. 

 

6. Ersatzteile  

 Der Lieferant ist verpflichtet, Ersatzteile zu 

den an den Besteller gelieferten Produkten 

für einen Zeitraum von mindestens 5 Jah-

ren nach der Lieferung vorzuhalten, sofern 

nicht Besteller und Lieferant für bestimmte 

Produkte hiervon abweichende Zeiträume 

vereinbart haben.  

 

 Beabsichtigt der Lieferant, mit oder nach 

Ablauf des in Ziffer 6.1 genannten Zeit-

raums die Produktion von Ersatzteilen für 

die an den Besteller gelieferten Produkte 

 



 

6 
 

einzustellen, wird er dem Besteller dies un-

verzüglich nach der Entscheidung über die 

Einstellung mitteilen. Diese Entscheidung 

muss mindestens 12 Monate vor der Ein-

stellung der Produktion liegen. 

 

7. Geheimhaltung   

 Der Besteller behält sich an Abbildungen, 

Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, 

Produkten, Ausführungsanweisungen, 

Formeln, Geschäftsgeheimnissen, Know-

how, Herstellungsprozessen, Erfindungen, 

Produktspezifikationen, geschäftliche Be-

ziehungen, Geschäftsstrategien, Busi-

nessplänen, Personalangelegenheiten, di-

gital verkörperte Informationen und sonsti-

gen Unterlagen Eigentums- und Urheber-

rechte vor. Derartige Unterlagen sind aus-

schließlich für die vertragliche Leistung zu 

verwenden und nach Erledigung des Ver-

trages an den Besteller zurückzugeben. 

Gegenüber Dritten sind die Unterlagen ge-

heim zu halten, und zwar auch nach Been-

digung des Vertrages. Die Geheimhal-

tungsverpflichtung erlischt erst, wenn und 

soweit das in den überlassenen Unterla-

gen enthaltene Wissen allgemein bekannt 

geworden ist. Besondere Geheimhal-

tungsvereinbarungen und gesetzliche Re-

gelungen zum Geheimnisschutz bleiben 

unberührt. 

 

 Vorstehende Bestimmung gilt entspre-

chend für Stoffe und Materialien (etwa 

Software, Fertig- und Halbfertigprodukte) 

sowie für Werkzeuge, Vorlagen, Entwürfe, 

Muster und sonstige Gegenstände, die 

dem Lieferanten zur Verfügung gestellt 

wird. Derartige Gegenstände sind – so-

lange sie nicht verarbeitet werden – auf 

Kosten des Verkäufers gesondert zu ver-

wahren und in angemessenem Umfang 

gegen Zerstörung und Verlust zu versi-

chern.  

 

 Die vorstehenden Bestimmungen gelten 

nicht, soweit zwischen dem Lieferanten 
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und dem Besteller separate Geheimhal-

tungsvereinbarungen bestehen. 

8. Eigentumsvorbehalt  

 Eine Verarbeitung, Vermischung oder Ver-

bindung (Weiterverarbeitung) von beige-

stellten Gegenständen durch den Lieferan-

ten wird für den Besteller vorgenommen. 

Das gleiche gilt bei Weiterverarbeitung der 

gelieferten Ware durch den Besteller, so 

dass der Besteller als Hersteller gilt und 

spätestens mit der Weiterverarbeitung 

nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschrif-

ten Eigentum am Produkt erwirbt. 

 

 Die Übereignung der Ware auf den Bestel-

ler hat unbedingt und ohne Rücksicht auf 

die Zahlung des Preises zu erfolgen. 

Nimmt der Besteller jedoch im Einzelfall 

ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes 

Angebot des Verkäufers auf Übereignung 

an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des 

Verkäufers spätestens mit Kaufpreiszah-

lung für die gelieferte Ware. Der Besteller 

bleibt im ordnungsgemäßen Geschäfts-

gang auch vor Kaufpreiszahlung zur Wei-

terveräußerung der Ware unter Vorausab-

tretung der hieraus entstehenden Forde-

rung ermächtigt (hilfsweise Geltung des 

einfachen und auf den Weiterverkauf ver-

längerten Eigentumsvorbehalts). Ausge-

schlossen sind damit jedenfalls alle sonsti-

gen Formen des Eigentumsvorbehalts, 

insbesondere der erweiterte, der weiterge-

leitete und der auf die Weiterverarbeitung 

verlängerte Eigentumsvorbehalt. 

 

9. Mangelhafte Leistung  

 Bei Mängeln stehen dem Besteller unein-

geschränkt die gesetzlichen Ansprüche zu.  

 

 Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet 

der Lieferant insbesondere dafür, dass die 

Ware bei Gefahrübergang auf den Bestel-

ler die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als 

Vereinbarung über die Beschaffenheit gel-

ten jedenfalls diejenigen Produktbeschrei-

bungen, die – insbesondere durch Be-

zeichnung oder Bezugnahme in der 
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Bestellung – Gegenstand des jeweiligen 

Vertrages sind oder in gleicher Weise wie 

diese AEB in den Vertrag einbezogen wur-

den. Es macht dabei keinen Unterschied, 

ob die Produktbeschreibung vom Bestel-

ler, vom Lieferanten oder vom Hersteller 

stammt. 

 Mängelgewährleistungsansprüche verjäh-

ren 36 Monate nach Gefahrübergang. 

 

 Mängel sind rechtzeitig gerügt, wenn der 

Besteller sie dem Lieferanten innerhalb 

von 7 Werktagen seit Eingang bzw. Ab-

nahme der Ware mitteilt. Versteckte Sach-

mängel sind jedenfalls rechtzeitig gerügt, 

wenn die Mitteilung innerhalb von 7 Werk-

tagen nach Entdeckung an den Lieferan-

ten erfolgt. 

 

 Durch Abnahme oder durch Billigung von 

vorgelegten Mustern oder Proben verzich-

tet der Besteller nicht auf Gewährleis-

tungsansprüche. 

 

10. Lieferantenregress  

 Die gesetzlich bestimmten Aufwendungs- 

und Regressansprüche innerhalb einer 

Lieferkette stehen dem Besteller neben 

den Mängelansprüchen uneingeschränkt 

zu. Der Besteller ist insbesondere berech-

tigt, genau die Art der Nacherfüllung 

(Nachbesserung oder Ersatzlieferung) 

vom Lieferanten zu verlangen, die er den 

eigenen Kunden im Einzelfall schuldet. 

Das gesetzliche Wahlrecht wird hierdurch 

nicht eingeschränkt. 

 

 Bevor der Besteller einen geltend gemach-

ten Mangelanspruch seiner Kunden aner-

kennt oder erfüllt, wird der Besteller den 

Lieferanten benachrichtigen und unter kur-

zer Darlegung des Sachverhalts um 

schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt 

eine substantiierte Stellungnahme nicht in-

nerhalb angemessener Frist und wird auch 

keine einvernehmliche Lösung herbeige-

führt, so gilt der vom Besteller tatsächlich 

gewährte Mangelanspruch als dem 
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Kunden geschuldet. Dem Lieferanten ob-

liegt in diesem Fall der Gegenbeweis. 

 Die Ansprüche aus Lieferantenregress gel-

ten auch dann, wenn die mangelhafte 

Ware durch den Besteller, dessen Kunden 

oder einen Dritten, bspw. durch Einbau, 

Anbringung oder Installation, mit einem an-

deren Produkt verbunden oder in sonstiger 

Weise weiterverarbeitet wurde. 

 

11. Produzentenhaftung  

 Der Lieferant ist verpflichtet, den Besteller 

von jeglicher Haftung gegenüber Dritten 

bzw. von Ansprüchen Dritter, die durch 

Herstellung, Lieferung, Lagerung oder Ver-

wendung der gelieferten Ware entstehen, 

auf erstes Anfordern freizustellen. Die Frei-

stellungsverpflichtung gilt nicht, soweit der 

Anspruch auf grob fahrlässiger oder vor-

sätzlicher Pflichtverletzung seitens des Be-

stellers beruht. 

 

 Der Lieferant ist verpflichtet, während der 

Laufzeit dieses Vertrages stets eine Pro-

dukthaftpflicht-Versicherung mit einer aus-

reichenden Mindest-Deckungssumme von 

2 Millionen pro Personenschaden bzw. 

Sachschaden zu unterhalten. Etwaige wei-

tergehende Schadensersatzansprüche 

bleiben unberührt. 

 

12. Rechtswahl und Gerichtsstand  

 Für diese AEB und die Vertragsbeziehung 

zwischen dem Besteller und dem Lieferan-

ten gilt das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland unter Ausschluss des UN-

Kaufrechts. 

 

 Gerichtsstand ist der Sitz des Bestellers, 

soweit der Lieferant Kaufmann, eine juris-

tische Person des öffentlichen Rechts oder 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

Dasselbe gilt, wenn der Lieferant keinen 

allgemeinen Gerichtsstand in Deutschland 

hat oder der Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung 

nicht bekannt sind. 

 

 


